Deutscher Bundestag 

19. Wahlperiode 


Drucksache 19/2059 


09 . 05.2018 


Antwort 
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Vorfälle in der Erstaufnahmeeinrichtung Donauwörth 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Seit Sommer 2015 sind in großer Zahl Menschen, meist Flüchtlinge, unkontrol¬ 
liert in die Bundesrepublik Deutschland eingereist und haben schließlich in 
Deutschland ein Asylverfahren angestrengt. In der Umgebung von Erstaufnah¬ 
meeinrichtungen kommt es seither immer wieder zu kriminellen Zwischenfällen 
(www.memanzeiger.de/c-blaulicht/vorfaelle-in-suhler-erstaufnahmeeinrichtung_ 
a75309; www.augsburger-allgemeine.de/bayem/In-Schwemfurt-haeuft-sich-die- 
Gewalt-id42550461.html; www.svz.de/lokales/hagenower-kreisblatt/emeuter- 
grosseinsatz-der-polizei-in-horst-id 1 6623766.html; www.hogn.de/20 17/05/10/ 
1-da-hogn-geht-um/nachrichten-niederbayern/vorfaelle-in-asylbewerberunter 
kuenften-niederbayem-freyung-geyersberg-polizeieinsatz-krickl-gaisbauer-graf/ 
96789; www.insuedthueringen.de/region/suhl_zellamehlis/suhl/Emeut-vier- 
Polizeieinsaetze-in-einer-Nacht-m-Erstaufnahmeemrichtung;art83456,5955942). 
Häufig waren Zwischenfälle und Polizeieinsätze in Donauwörth im Zusammen¬ 
hang mit Asylbewerbern der dortigen Erstaufnahmeeinrichtung genannt (www. 
br.de/nachrichte n/schwaben/inhalt/lage-in-erstaufhahmeeinrichtung-donauwoerth- 
hat-sich-beruhigt-100.html). Diese protestierten laut Pressemeldungen gegen 
einige geplante Abschiebungen. Die Vorgänge haben die Bevölkerung verunsi¬ 
chert und wurden in den Medien überregional thematisiert. Im Zuge der Dees¬ 
kalation wurden Verhandlungen mit den Asylbewerbern aufgenommen. Der 
Zugverkehr im Norden von Schwaben kam zeitweise zum Erliegen und es 
mussten Einsatzkräfte aus anderen Polizeidirektionen angefordert werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat 
vom 3. Mai 2018 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Welcher Sachstand ist nach Kenntnis der Bundesregierung momentan in Be¬ 
zug auf die Erstaufnahmeeinrichtung Donauwörth gegeben? 

Insbesondere: 

a) Welche Schäden wurden an der Einrichtung verursacht, und gab es Ver¬ 
letzte? 

b) Welche Forderungen stellten die Asylbewerber? 

Wurden diese erfüllt? 

c) Wie viele der angekündigten Abschiebungen wurden bereits durchge¬ 
führt? 

Die Fragen la bis lc werden im Zusammenhang beantwortet. 

Die Erstaufnahmeeinrichtung Donauwörth und die Durchführung von Abschie¬ 
bungen fallen in den Zuständigkeitsbereich des Freistaates Bayern. Der Bundes¬ 
regierung liegen daher keine Erkenntnisse vor. 


2. Wie viele ähnlich gelagerte Fälle, die zu Polizeieinsätzen führten, sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit dem Jahr 2015 in Deutschland zu ver¬ 
zeichnen? 

Die Länderzuständigkeit, wie in der Antwort zur Frage 1 angegeben, gilt auch für 
ähnlich gelagerte Fälle. Im Rahmen der vom Bundeskriminalamt erstellten Lage¬ 
produkte zum Thema „Kriminalität im Kontext von Zuwanderung“ werden keine 
bundesweiten Gesamtzahlen hierzu erfasst. Der Bundesregierung liegen deshalb 
keine Erkenntnisse zum bundesweiten polizeilichen Einsatzaufkommen im Zu¬ 
sammenhang mit Erstaufnahmeeinrichtungen vor. 


3. Erkennt die Bundesregierung hier eine Gefährdung der Bevölkerung? 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass es zu Rechtsverstößen bis hin zu Straftaten 
durch Bewohner von Erstaufnahmeeinrichtungen gekommen ist. Da der Bundes¬ 
regierung keine Erkenntnisse zum bundesweiten polizeilichen Einsatzaufkom¬ 
men im Zusammenhang mit Erstaufnahmeeinrichtungen vorliegen, kann auch 
keine qualifizierte Gefährdungsbewertung erfolgen. 
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